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Niederschrift

über die Mitgliederversammlung 

des Verbandes der Kommunalen Wahlbeamten NW e.V.

am 07. Mai 2004 in Köln 

1. Eröffnung, Feststellung der Beschlussfähigkeit

Der Vorsitzende, BM Hörr, Velbert, begrüßt die anwesenden Verbandsmitglieder und stellt die Beschlussfähigkeit der Versammlung fest. Er bedankt sich bei Herrn Illemann für die Bereitstellung der Räumlichkeiten und die Hilfe bei der Vermittlung des Gastredners, Herrn Prof. Norbert Walter.

2 Bericht über die Verbandsarbeit seit der Mitgliederversammlung vom 12. April 2002
Sehr geehrte Mitglieder!

Im Hinblick auf die weiteren Punkte der Tagesordnung und den mit Sicherheit interessanten Vortrag des Chefvolkswirtes der Deutschen Bank AG, Herrn Prof. Dr. Norbert Walter, möchte ich meinen Bericht angemessen kurz halten.

I.  Mitgliederentwicklung


Mit dem heutigen Tage zählt unser Verband 546 Mitglieder, davon 235 im aktiven Dienst und 311 im Ruhestand. Dies bedeutet gegenüber dem Jahre 2002 eine Minderung um 30 Mitglieder im Saldo. Maßgeblicher Schwerpunkt der ausgeschiedenen Mitglieder waren die, die aus gesundheitlichen Gründen oder durch Tod ausgeschieden sind. Dennoch konnten wir durch unsere zahlreichen Veranstaltungen weitere Mitglieder gewinnen. Auf die Veranstaltungen werde ich später noch kurz eingehen.

II.  Personalien

Herr Dr. Gunter Hagemann ist als stellvertretender Vertreter der Beigeordneten für den Bezirk Westfalen aus dem Vorstand unseres Verbandes ausgeschieden, da er in den wohlverdienten Ruhestand getreten ist. Insoweit bitte ich um Beachtung, dass die Ihnen zu TOP 7 der heutigen Tagesordnung zugesandte Anlage so zu korrigieren ist, dass Herr Dr. Hagemann nicht zur Wiederwahl steht. An dieser Stelle möchte ich Dr. Hagemann ausdrücklich für seine Mitarbeit im Vorstand unseres Landesverbandes recht herzlich danken. Sofern einer der Anwesenden heute Beigeordneter im Bezirk Westfalen ist und an dieser ehrenamtlichen Mitarbeit im Vorstand Interesse hat, kann gleich ein entsprechender Vorschlag zu TOP 7 erfolgen.

Ansonsten stellt sich der gesamte Vorstand mit Wiederwahl zur Verfügung. Die entsprechenden Wahlvorschläge liegen Ihnen heute unter TOP 7 vor.

Auch ich möchte mich Ihnen zur Wiederwahl empfehlen, gleichwohl ich bei der kommenden Kommunalwahl nicht mehr als Bürgermeisterkandiat antreten werde. Dennoch werde ich mein Amt sehr gerne weiter ausüben, bis ein geeigneter Nachfolger gefunden ist. Da bei den übrigen Kollegen, die sich in Nordrhein-Westfalen als Bürgermeisterkandidat der Wiederwahl stellen nicht absehbar ist, wer danach im Dienst oder außer Dienst ist, sollten wir die Neuordnung der kommunalen Landschaft abwarten. Darauf haben wir uns im Vorstand in der weiteren Vorgehensweise einvernehmlich geeinigt.

III. Tätigkeitsschwerpunkte seit der letzten Mitgliederversammlung am 12.04.2002


Auf der letzten Mitgliederversammlung hat Ihnen der Vorstand als Schwerpunkte zukünftiger Arbeit 

- Fragen der Besoldung der kommunalen Wahlbeamten

- Rechtsschutzangelegenheiten, insbesondere im Hinblick auf Verfassungsfragen der Änderung des Beamtenversorgungsrechtes

- Qualifikationsanforderungen der Beigeordneten nach neuer GO

- Intensivierung der Zusammenarbeit mit dem Innenministerium NRW 

präsentiert.

Ich verrate Ihnen nichts Neues, wenn in der derzeitigen allgemeinen Diskussion um den Status der Beamten, der Existenz des sogenannten Bull-Berichtes und der vielfältigen Einschnitte in Besoldung und Versorgung der Beamten diese Arbeit mit sehr großen Schwierigkeiten verbunden ist. An zahlreichen Stellen durften wir feststellen, dass insbesondere der hauptamtliche Bürgermeister als überdurchschnittlich entlohnt und versorgungsrechtlich als Exot gilt. In dieser Situation Veränderungen herbeizuführen gestaltet sich als sehr sehr schwierig. Gleiches gilt für die Kollegen Beigeordneten, die vor Ort vielfach Aufgaben des früheren Stadtdirektors wahrnehmen müssen.

Dennoch darf ich Ihnen versichern, dass wir in sehr guten und offenen Gesprächen mit dem Leiter der Kommunalabteilung im Innenministerium NW, Herrn Winkel, unseren Verband als sachorientiert und fachlich versiert darstellen konnten. Gleiches gilt auch für Herrn Winkel, dies konnten wir in mittlerweile 3 Gesprächen, zuletzt am 29.04.2004, feststellen.

Dabei hat sich unser Eindruck bestätigt, dass wir in Herrn Universitätsprofessor Dr. Janbernd Oebbecke, zugleich Leiter des Kommunalwissenschaftlichen Institutes der Universität Münster, einen hilfreichen, objektiven und kompetenten Gutachter haben. Ein aktuelles Gutachten im Hinblick auf Verfassungsfragen der Änderung des Beamtenversorgungsrechtes haben alle unsere Mitglieder mit meinem Weihnachtsrundbrief im Dezember 2003 erhalten.

Im Ergebnis, das darf ich für unsere Verbandsarbeit konstatieren, geht es nicht um die Sicherung von Privilegien. Es darf aber zum Beispiel im Ergebnis nicht sein, dass Kollegen, die sich 1999 oder danach einer Wiederwahl gestellt haben, aufgrund des geänderten Versorgungsrechtes nunmehr geringere Versorgungsansprüche haben. Hier werden wir, denke ich, gemeinsam mit dem Innenministerium zu einer einvernehmlichen Lösung kommen. Ebenso gilt dies für das Bestreben des Innenministeriums, ein eigenes Dienstrecht für hauptamtliche Bürgermeister schaffen zu wollen.

Ebenfalls ein besonderes Thema unserer Verbandsarbeit war die OVG-Entscheidung aus Rheinland-Pfalz zum Thema Nebentätigkeitsrecht. Es ist schon bedauerlich, wenn 2 Kollegen in einem privaten Rachefeldzug ein solches Urteil anstreben und damit eine neidgeprägte Diskussion in die Öffentlichkeit tragen, die uns allesamt in dieselbe Ecke stellt. 

Wir haben öffentlich als Landesverband und in den Gesprächen mit dem Innenministerium immer die Meinung vertreten, dass wir ein erhebliches Aufklärungs- und Klarstellungsinteresse in dieser Angelegenheit haben, um nicht den Eindruck zu erzeugen, dass hier etwas nicht in Ordnung sei. Manche Bezirksregierung und Rechnungsprüfungsamtsleitung schien kein Interesse daran zu haben, den Eindruck der ungerechtfertigten Bereicherung zu zerstreuen. Im Ergebnis sorgt der hierzu ergangene Beratungserlass des Innenministeriums, wenn auch nicht für abschließende, aber immerhin für einheitliche Klarstellung. Auf Verbandsebene werden wir weiter daran arbeiten, eine Gleichstellung bzw. Gleichbehandlung mit den ehrenamtlichen und beamteten Mandatsträgern zu erreichen. Aber im Vordergrund steht für den Bürger wie für die ministerielle Ebene: Der Kommunale Wahlbeamte soll „powern und nicht bedauern“.

Zu den Aktivitäten der Bundesvereinigung der kommunalen Wahlbeamtenverbände, die wir als Landesverband Nordrhein-Westfalen nachhaltig unterstützen, darf ich auf das Ihnen mit der heutigen Einladung zugesandte Rundschreiben von Herrn Dr. Kesseler verweisen. Ich mache keinen Hehl daraus, dass mich sein Spezialwissen manchmal überfordert. Aber genau dieses Spezialwissen benötigen wir als Verband, um gegenüber den Spezialisten in den Ministerien und Versorgungskassen sachorientiert argumentieren zu können. Daher bin ich froh, Herrn Dr. Kesseler in unserem Vorstand zu wissen und darf mich für seine geleistete Arbeit im Landesvorstand ausdrücklich bedanken.

Abschließend möchte ich noch über die Aktivitäten unseres Verbandes zwischen den Mitgliederversammlungen berichten. Am 19.06.2002 haben wir in Zusammenarbeit mit der Wibera ein Symposium zum Thema Versicherung, Beratung und Versorgung im kommunalen Bereich durchgeführt. 

Am 25. und 26. Juni 2003 waren wir u.a. anlässlich des Bürgermeistertages des Städte- und Gemeindebundes NRW auf der Messe „Zukunft Kommune“ in Düsseldorf präsent. Und zuletzt haben wir am 28.11.2003 hier an gleicher Stelle in Kooperation mit der Deutschen Bank Köln eine interessante Fachtagung mit den Themen 

- Finanzmanagement für den öffentlichen Sektor und 

- Neue Anforderungen an Spitzenbeamte des Konzerns Kommune, insbesondere beim Umgang mit Beteiligungen und anderen wirtschaftsnahen Einrichtungen 

durchgeführt.

Zusammenfassend sind wir also nicht nur in den Bereichen Besoldung und Versorgung, sondern auch in der satzungsgemäßen Weiterbildung unserer Mitglieder tätig gewesen. Als Vorsitzender möchte ich mich bei Frau Scheuer und den Herren des Vorstandes außerordentlich für die bisherige Unterstützung und konstruktive Vorstandsarbeit bedanken. Als Präsident der Bundesvereinigung der kommunalen Wahlbeamtenverbände darf ich feststellen, dass Ihre Arbeit des Landesvorstandes Gewicht, Anerkennung und ein hohes Maß an Einfluss im Vergleich zu den übrigen Landesverbänden innerhalb des Präsidiums genießt.

In unserer Vorstandsarbeit mussten wir allerdings feststellen, dass die Mitgliedschaft unseres Verbandes im Deutschen Beamtenbund zwar jährlich 1/3 des Verbandsbudgets verschlingt, der DBB in konkreten 

Anfragen des Verbandes zu Kostenbeteiligungen in Rechtsschutzangelegenheiten des Verbandes und Gutachten sich außerstande sah, unserem Verband helfen zu können. 

Entsprechend der Beschlussfassung des Vorstandes vom 07.03.2003 wurde die Mitgliedschaft mit Schreiben vom 17.04.2003 form- und fristgerecht gekündigt. Im Vorstand besteht die Auffassung, keine adäquate gewerkschaftliche Gegenleistung bzw. Unterstützung in Besoldungs- und Versorgungsfragen der Verbandsmitglieder zu erhalten.

Im Rahmen einer Vorstandssitzung am 04.07.2003 in Dortmund wurde die Angelegenheit gemeinsam mit dem Landesvorsitzenden, 

Herrn Eisenhöfer, dem Geschäftsführer, Herrn Hanusch, und dem 

Justiziar, Herrn Gall, besprochen. 

Im Ergebnis ist der Vorstand der Auffassung, dass der Rechtsschutz des DBB für das Klientel der Wahlbeamten zu kurz greift. 

Dabei möchte ich betonen, dass die Kündigung nicht den Frust des Verbandes aus Versäumnissen des Landesbundes DBB dokumentieren soll. Für uns steht eine aufgabengerechte Verteilung der beschränkten Verbandsressourcen im Vordergrund. Hier konnte uns der Landesvorstand des DBB mangels eigener Kompetenzen keine Verbesserung in Aussicht stellen. Daher wurde die Kündigung der Mitgliedschaft mit Ablauf des 31.12.2003 wirksam.

Für Ihre Aufmerksamkeit darf ich mich bedanken.

3. Jahresrechnungen 2002 – 2003 (Anlage 1)


Die den Mitgliedern vorliegenden Jahresrechnungen werden ohne weitere Diskussion zur Kenntnis genommen.

4. Bericht des/der Kassenprüfer


Aufgrund des schriftlichen Berichtes des Kassenprüfers , Beig. Thiele, Hilden, ergeben sich keine Nachfragen; die ordnungsgemäße Kassenführung wird bescheinigt.

5. Entlastung des Vorstandes


Aus der Versammlung wird Entlastung des Vorstandes beantragt. Die Mitglieder folgen diesem Vorschlag einstimmig. Der Vorstand hat sich an der Abstimmung nicht beteiligt.

6. Haushaltspläne für die Jahre 2004 und 2005 (Anlage 1)


Die mit der Einladung versandten Entwürfe für die Haushaltsjahre 2004 und 2005 werden einstimmig angenommen.

7. Wahlen zum Vorstand (Anlage 2)


Herr Hörr stellt den Vorschlag für die jeweilige Wiederwahl und Neubesetzung des Vorstandes anhand eines Tableaus vor.


Die Versammlung wählt einstimmig in offener Abstimmung:

Vorsitzender:
Bürgermeister H.F. Hörr




Stellvertretende Vorsitzende:
Beigeordneter Dr. Albrecht Pohle,

Bielefeld, (1. Stellvertreter)





Stadtdirektor a.D. Dr. Wolfram Kesseler,

Solingen, (2. Stellvertreter)




VERTRETER DER BEIGEORDNETEN:




Nordrhein:
Beigeordneter Reinhard Gatzke, Hilden




Westfalen:
1. Beigeordnete Brigitte Scheuer, Lemgo




VERTRETER DER RUHESTANDSBEAMTEN:




Nordrhein:
1. Beigeordneter a.D. Egon Christ, Erftstadt

(Stellvertreter)
StD a.D. Dr. Karl-Heinz Röser, Kevelaer




Westfalen:
StD a.D. Friedrich Wilhelm Herhaus, Lippstadt

(Stellvertreter)
StD a.D. Dr. Franz Drewes, Paderborn




VORSITZENDE DER BEZIRKSGRUPPEN




Arnsberg:
Bürgermeister Christof Sommer, Bestwig

Detmold:
Bürgermeister Wolfgang Runge, Büren

Düsseldorf:

Beigeordneter Dr. Michael Schmitz, M’Gladbach

Köln:
Beigeordneter Peter Kemper, Wesseling

(Stellvertreter)
Bürgermeister Becker-Blonigen, Wiehl

Münster:
Bürgermeister Meyering, Rosendahl




Die jeweils Gewählten nehmen die Wahl an.

8. Wahl der Kassenprüfer


Als Kassenprüfer werden einstimmig gewählt:


Herr Thiele, Hilden


Herr Strotmeier, Lippstadt

 Die Gewählten nehmen die Wahl an.

Herr Hörr schliesst die Mitgliederversammlung, begrüßt Herrn Prof. Walter und leitet über zum Fachvortrag der als Anlage in zusammengefasster Form der Niederschrift beigefügt ist.

gesehen:








gefertigt:

(Hörr)








(Wosimski)

